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WIENER GEMEINDERAT
Sitzung vom 5 .Dezember1929

Vizebgm .Hosseröffnet um17 Uhrdie Sitzung .DerWienerGemeinderat
setzt die Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe für Wohlfahrtswesenund
soziale Verwaltungfort . Dazuspricht nochGR .Pfeiffer ( . . )derverlangt ,
dass den Mitgliedern des Gemeinderates Gel eganheit geboten werdensoll,die

städtischenAnstaltenkennenzu lernen .Es wäreauchsehr wünschenswert ,dass
die Gemeinderäte zu den Skontrierungen herangezogen werden .Der Rednerbe¬

mängelt ,dass in vielen Fällen die Nachtragskrediteviel zu spätangesprochen
werden . Sowurde in der Sitzung des Wohlfahrtsausschusses am 6 .Novemberein

Nachtragskreditverlangt ,obwohlzu dieser Zeit der Rechnungsabschlussschon
in Druck vorgelegen ist . Bemerkenswertist ,dass die Rückstände anVerpflegs¬
kosten ausserordentlich hoch sind .Sie betragen nicht weniger als über700 . 000
Schilling ,von denen 60 . 000Schilling auf die Bundesländer entfallen .( Beifall

bei derMinderheit ) .
ST. . ProfDr . Tandlererklärt hinsichtlich der AnsprechungbanNach¬

tragskrediten ,dass dies meist buchhalterischeMassnahmensind !Bezüglichder
Rückständean Verpflegskostenführt der Referentaus ,dass dieausländischen
Staaten überhauptkeine Verpflegskostenrückersetzen .Es kommtsogarvor ,
dass Irrenkrankeaus denNachfolgestaatenin BegleitungvonAngehörigennach
Wienkommen ,hier als ånstaltsbedürftig agnosziert werdenunddannimWege
der Beobachtungsstationauf den Steinhof kommen .Es wärePflicht unsereraus¬
wärtigen Vertretungen ,solchen Menschenkein Visumnach Oesterreich zuerteil
len .( Eeifall bei der Mehrheit ) .

Nunmehrgelangt die Verwaltungsgruppefür WohnungswesenzurVerhand¬
lung .

GR .Holaubek( . . )weistdaraufhin ,dassimletzten Berichtsjahre
der Aufwand für Wohnungsbauten 94 Millionen Schilling betrage ,eine unerhört
höhe Summe ,die zu den anderen Leistungen der Gemeindein keinem Verhlt¬
nis steht . Dadurch ,dass der Wohnungsaufwand so hoch ist ,haben andere Zweige

der Verwaltung arg vernachlässigt werden müssen .Alle Parteien undnatürlich

auch wir haben Verständnis für die Leistungen der Gemeinde auf demGebiete
des Wohnungswesens .Aber wenn¾6/MøløBeträge wiet über das normaleMass
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Gemeinderatssitzung vom5 .Lezember1929 II .Blatt
aus der Bevölkerung herausgepresst werden ,sollte manirgendetwas voneiner
Entspannungdes Wohnungsmarktesspüren ,wasaber nicht der Fall ist . Wirhaben
auch noch nie einen autentischen Bericht über die Erfolge desstädtischen

Wohnungsbaueserhaltenundauchnichtgehört ,wievielLeutein denWohnhaus-¬
bauten der Gemeindeuntergebracht sind ,wieviel Personen mit Iqualifiziert

sind und wieviele umeine sodche Qualifikation angesucht haben .DasGrundübel
auf diesemGebietliegt darin ,dass die Mehrheitaus SteuergelderneineAufga¬
be erfüllen will ,die nicht allein die Aufgabe der Gemeindesein kann . Wirhaben
Sie auf den Wegder Anleihe verwiesen ,Sie haben das abgelehnt .Wennmanetwas

von den Erfolgen de .Wohnhausbautensehen könnte ,kön te manderBevölkerung

dieOpfer ,dieaufdiesemGebietgebrachtwerden,verständlichmachen,aber
nicht einmaldie Delogiertenkönnenuntergebrachtwerden .Manmussdafragen ,
wozu eigentlich gebaut wird .( Lebhafter Beifall bei der . . )

GR. Höppeler ( . . )bezeichnet den Rechnungsabschluss als einen Schwin¬
delbericht und einen Lügen bericht .Eine Busgetpost von über 95 Millionen wird

in ganzen zwei Seiten behandelt ,wobei die Ueberschriften den grössten Teil des
Raums einnehmen .Für Wohnhausbauten wurden um 62 Millionen mehr ausgegeben ,als

die Wohnbausteuer trägt . Darumist die Ueberschrift auf denWohnhausbauten
" Erbaut aus den Mitteln der Wohnbausteuer "eine offene Lüge ,die wir immer

bekämpfen werden .Man müsste im Sonderbericht die Kosten jeder einzelnen Anla¬

ge und die Zinssummenjeder Anlage angeben .An Zins wurde bei denWohnungsbauten

und Siedlungen zweieinhalb Millionen Schilling eingenommen ,Diejenigendieals
eine solche Ziffer aufgenommen haben ,könnte man reif fürs Zuchthaus oder für

das Irrenhaus halten . Wennman nämlich für Wohnungen einen mittleren Zins von

15 Schilling und für Geschäftslokale von 20 Schilling annimmt ,wobei die wirk¬
lichen Zinse bedeutend höher sind kommt man zu einer Zinsensumme von unge¬

fähr siebeneinhalb Millionen Schilling .In Wirklichkeit nimmt man aber nur
umetwasüberzweieinhalbMillionenein .DieGemeindemüssteaber ,

nicht effektiv Schaden zu leiden auch die Verzinsung des Anlagekapitales eine
Amortisationsquote und eine Reparatursquote hereinzubringen suchen ,das wären

Schilling
72 Millionenjährlich .Sie arbeiten also jährlich mit einemVerlust vonüber
70 Millionen ( Lachenbei der Mehrheit . - GR. Iser : Dakann der Breitner vonIhnen

den
etwas lernen )Eine solche Finanzgebarung ist ein Finanzstkandal ,gegen/der

Sklaretskandalein Kinderspielist .( LebhafteHeiterkeit bei derMehrheit) .
Das ist eine ärgere Srzialisierung als in Russland .Nur haben die Bolschewiki
vor Ihnen noch etwas voraus .( Lachen bei der Mehrheit )sie sind ehrlich und

aufrichtig .GR .Höppelerschildert dann die Schwierigkeiten mit denendieWoh¬
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nungssuchenden im Wohnungsamtzu kämpfenhaben .Die Wohnungsvergebungist

eine rein parteimässige . DerRednerführt einige Fälle an ,darunter auchden ,
dass alle vier verheirateten Kinderdes GR. Lötschmit einer Wohnungversorgt
wurden .EinBeweis ,dassdasWohnungsamtWohnungennuranSozialdemokratenver¬
gibt,ist auch die Tatsache ,dass bei den letzten Wahlenin derRiesenwohnhaus¬
anlage in Sandleiten mit 1562 Wohnungen die Einheitsliste nur 72 Stimmen be¬

kommenhat .Die Wohnbausteuerwird auch dazu missbraucht ,dass in denstädtischen

NeubautenParteiinstitutionen wie Arbeiterbibliotheken und so weiterunter¬
gebracht werden .Die Minorität ist daher nicht in der Lage ,für diePositionen
dieser Verwaltungsgruppezu stimmen .( Beifall bei der . . )

In seinemSchlussworterklärt St . . Weberauf den Vorwurf ,dassneben
der WohnbausteuerZuschüsse aus anderen Steuern für die Wohnbautätigkeit in

Anspruchgenommenwerden ,das müssegeschehen ,da sonst nicht dieentsprechende
Mänge von Wohnungen erbaut werden könnte ,die unbedingt notwendig ist ,umdas

Wohnungselendzu mildern .DieWohnbauförderungerfolgt überall ausöffentli¬
chenMitteln .Dassnochimmervoneiner Wohnungsnotgesprochenwerdenkann ,
hat seineUrsachendarin ,dassjährlichrund15 . 000Ehengeschlossenwerden,
die Zahl der Haushalte ununterbrochen steigt ,dass tausende von Menschenin
nassen und elenden Wohnungen noch leben und stürmisch nach einer gesunden Woh¬

nung verlangen .Ueberall in Europa ist eine Wohnungsnotzu verzeichnen .Wirfin¬

den sie in Deutschland trotz der unerhört hohen Mieten ,wir finden sie in
England,trotz demdort mehrals eine Million Häusergebautwurden .Dassdie
Gemeinde Wien nicht nach privakkapitalistischen Grundsätzen baut ,ist selbst¬

verständlich .Nach der Rechnung des GR .Höppeler müsste sich eine Wohnungauf

150 Schilling stellen .Das kann jedoch niemand bezahlen .Auf Grund der Bundes¬
wohnbauförderungstellt sich bei einprozentiger Verzinsungeine Wohnungaus
Kücheund Zimmerauf 60 und eine Wohnungaus Küche ,Zimmerund Kabinettauf
9o Schilling . Eswurdeniemals bestritten ,dass die Ausgabenfür dasWohnungs - ¬
wesendemBudgetihr Geprägeverleihen .Daswirdsolangesein ,bis wirüberdie
schreckliche Wohnungsnot hinwegkommen .Trotzdem im letzten Jahr 14 . 000gericht¬

liche Kündigungen in Wien stattgefunden haben ,ist es auf demWohnungsmarkt

gewaltig besser geworden .Vonder Gemeindewurden bisher 4o . 000Familienin
städtischen Neubautenuntergebracht undfast ebensovieleWohnungstäusche
durchgeführt .Dasist eine soziale Tat ,auf die wir stolz sein können .(beifall ) .

GR . Lötsch ( soz . dem . )erklärt auf den Vorwurf des GR .Höppeler ,dass

die Ausführungen des Redners nicht richtig sind .Er habe 6 erwachsene Kinder ,

EineTochtermit 27 Jahrenist seit Mai1927verheiratet ,sie mussbeiihm
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Gemeinderatssitzungvom5 .Dezember1929 IV. Blatt
unr ihr Mannbei seinenElternwohnen ,weilsie nochkeineeigeneWohnungha¬
ben .Eswäreangezeigtgewesen,wennGR. HöppelerdieihmzugekommenenAngaben
überprüfthätte .( RufebeiderMehrheit :Höppelerist einVerleumder,schämen
Siesich ! )

Die Positionen der Verwaltungsgruppefür Wohnungswesenwerdengeneh¬
migt .Nunmehrgelangt die Verwaltungsgruppefür teshnische Angelegenheitenzur

Verhandlung .
GR. Erban( . . )erklärt ,dass sich die städtischen Gärten ineinem

desolaten Zustand befinden .Die technischen Einrichtungen der Bäder lassen
wie der tädliche Unfall im Gänsehäufel beweist

ebenfalls viel zu wünschen übrig/ebenso die Erhaltung der öffentlichen Gebäu¬
de . EsmussentschiedendagegenStellunggenommenwerden,dassdiestädtische
Dampfwäschereiunddie städtischen Werkstättenauch Privatkundenbedienen .
Der Redner beschwert sich schliesslich darüber ,dass der Fuhrwerksbetrieb

seine Einkäufe nicht durch das städtische Wirtschaftsart besorgt unddass
dieser Betrieb erst vomKontrollamt darüber belehrt werdenmusste ,( Lebhaf¬

ter Beifall bei der . . ) .
St. . RichterbemerktgegenüberdenAusführungendesVorredners,X7

dmnBezugauf die Schulgebäudesei im Laufe der Jahre soviel gesündigtworden ,
dass es schwer sei ,alle Schäden in kurzer Zeit gutzumachen ,im übrigen werden

Herstellungsarbeiten an Schulgebäudenmanchmalauf kurze Zeit deshalbaufge¬
schoben bis auch in diesen Schulgebäuden die Arbeiten wegenEinführungder
elektrischen Beleuchtung durchgeführt werden können .Was den Unfall imGänse¬
häufel betrifft ,so hat es sich . . . Anwie festgestellt wurde ,umeinen

ausgesprochenen Akt von Mutwillen gehandelt und der Mannist nicht ertrunken
sondern an Herzschlag gestorben . DieGartenanlagen haben wir in zehnJahren

unserer Verwaltung auf das doppelte erweitert .Im Frühjahre brauchen wir
soviel Arbeitskräfte ,dass wir auch Saisonarbeiter verwenden müssen .In den

städtischen Werkstätten und in der städtischen Wäscherei wird ausser von

den Bundesbahnen und den Bundesspitälern Wäsche von Privatkunden nicht über¬

nommen .
Damitist die Debatte über die VerwaltungsgruppeVahgeschlossen. -¬

Es wird in die Beratung der Verwaltungsgruppe VI Ernährung und Wirt¬

schaftsweseneingegangen .
Vizebgm .Hoss ( . L, )kommtauf die gestrigen Ausführungen desSt . R.

Breitner über das L,gerhaus zurück und bemerkt ,diese Ausführungen erwecken
fast den Anschein ,als ob man demnächst eine Ueberraschung zu erwarten hät¬

te . Dervon St . . Breiitner angestellte Vergleich zwischen demLagerhauswesen
in der Vorkriegszeit und der heutigen Zeit stimmt nicht .Auchin derMonar¬



. BlattGemeinderatssitzung vom5 ,Dezemher1929
chiehattewederUngarnnocheingrosserTeilderMonarchieeinInteresse
andemLagerhauswesenundanderDonauschiffahrtunddasLagerhauswesenhatte
damalsmit den selben Schwierigkeitenzu kämpfenwie heute . Dashat zurEr¬
richtungdesgrossenSpeichersimJahre1913geführt .WährenddesKrieges
ist dann nohh das Kühlhaus erbaut worden .Beidfe haben in der Kriegszeit

der Bevölkerungsehr guteDienstegeleistet undbeideswurdeunterderVor¬
aussetzungerbaut ,dassWienzueinemStapelplatzfür Getreidewerdensoll .
Es ist unbådingt notwendig ,solche Unternehmungen durch Büchtige Fachleute

führen zu lassen und die öffentlichen Funktionäre dürften sich in diese Be¬

triebe überhauptnicht einmengen .In Wirklichkeithat aber der Direktorded
Lagerhauses in Personalfragen gar keinen Einfluss gehabt ,es sind
hunderte Personenangestellt wordendie nicht beschäftigt werdenkonnten .
Die Verwaltung des Lagerhauses ist daran gescheitert ,dass mangeglaubt
hat ,die Personalpolitik in den Vordergrund stellen zu müssen ,es wurdeaber
das Wirtschaftliche vollständig übersehen und ausser Acht gelassen ,dass

einsolchesUnternehmenvorallemsachlichundtechnischgutgeführtwerden
muss. Schliesslichist ja die Zahl der Angestellten des Lagerhausesvermin¬
dert worden ,es ist aber nicht so wie Stadtrat Breitner ehauptet hat ,dass

es schwer ist abzubauen .Die Leute müssen gar nicht abgebaut werden ,mankähn¬

sie ganz gut in anderen städtischen Unternehmungenunterbringen . St . R.
Breitnerhat erwähnt ,dassder Zinsfür dasLagerhausimFriedennur8000
Goldkronenbetragenhabe .Schliesslich waren8000KronenimFriedeneine
grosseSumme.Ausserdemhabenwir aber die Halle vollständig erhaltenmüssen,
wasalljährlich einen grossenBetragin Anspruchgenommenhat undwennheu¬
te der Gemeinde vorgeschrieben wird ,die Räumlichkeiten in gebrauchfähigen

Zustandzuerhalten ,soist dasnichtsbesonders ,dadasjederVermieter
tut . St . R. Breitner hatte daher nicht Recht ,wenner sagte ,dassman
aus diesem Grund auf den Vertrag nicht eingehen konnte ,er hätte sagen müs¬

sen ,dass die Gemeindekeinen Bedarf für diese Objekte hat .Es wäretatsäch¬
lich winschenswert die Prateranlage möglichst bald aufzulassen und nur

die Kaianlage mit demKühlhaus in Betrieb zu lassen .Zu denBemerkungen
des St . . Breitner über die städtischen Unternehmungen stellt Vizebgm .Hoss

fest ,dass unter demchristlichsozialen Regiemdie Unternehmungenaufs Bes¬

te geführt wurden .Er spricht schliesslich den Wunschaus ,dass denBemänge¬
lungen und Anträgen des Kontrollamtes Rechnung getragen wird .( Lebhafter

Beifall bei der . . )
St . R .Kokrdalegt dar um wieviel schwerer es in der heutigen Zeit

sei das Lagerhaus zu führen als früher .Das Lagerhaus kann nur mit der Hälfte
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der Friedenswarenmengen manipulieren .Die Zollverhältnisse beeinflussen die

BeschäftigungsmöglichkeitdesLagerhausesaufdasUngünstigste . Durchdie
Tarifpolitik der tschechoslowakischenStaatsbahnen wird der HafenBratis¬
lava ausserordentlich bevorzugt . Wirhaben die Verbindung mit Triest vollstäh¬

dig verloren .Wasdas Bestandobjekt betrifft )so ist es doch sicher ,dasswenn
schon durch 50 Jahre alljährlich so grosse Erhaltungsbeträge aufgewendet

werden müssen ,die Erhaltung heute nicht billiger werden kann .Wirkennten
den neuen Bestandvertrag deshalb nicht annehmen ,weil wir in der Benützung

der Halle beschränkt werden sollen . DerAbbau von Angestellten im Lagerhaus

war nie so gedahht ,dass wir die Leute entlassen haben ,wir haben sie viel¬
mehr in andere städtische Betriebe überstellt ,was aber natürlich mitgrossen

Schwierigkeiten und Opfern verbunden ist :St . . Kokrdaweist schliesslich auf
Verhandlungen hin ,die mit den Bundesbahnen geführt werden ,um eine Verbesse¬

rung der Verhältnisse des Lagerhauses zu erzielen sowie auf ein bestehendes
Vebereinkommen ,wonachdas Lagerhauseine bestimmteQuoteder nach Wienper
Schiff oder Bahneinlangenden Mengenerhalten muss .Es ist alles geschehen ,
umdie Interessen des Betriebes wahrzu nehmenund es wird dies auchin
Zukunft geschehen ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit7 .

Damit ist die Pebatte über die Gruppe VI geschlossen .

Zur Verwaltungsgruppe VII Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten weist
GR . Dr .Kolassa ( . . )darauf hin ,dass ,wenn auch bei der Gemeindewacheeine
Ersparnis gegenüberdemVoranschlagerzielt wurde ,sich doch aus denErläu¬
terungen ergibt ,dass beabsichtigt ist ,die Gemeindewacheauf denbewilligten
Stand zu bringen .Wirglauben ,die Gemeindewacheerfüllt wederden Zwecke ,der
in den Erläuterungenangegebenist ,nochüberhaupteinen Zweck . DieAusgabe
für die Gemeindewacheist ein Luxus und wir müssen fordern ,dass diese Rubrik
künftighin verschwindet .Im Voranschlag des Jahres 1930 ist dies noch nicht

der Fall aberwirhoffen ,dassauchdie Mehrheitzur Einsichtkommenunddie
Rubrik streichen wird . Dr .Koladda macht dann darauf aufmerksam ,dass imFeuer¬
löschwesendie Personalausgabenmehrals die Hälfte aller Ausgabenausmachen.
Es wäreeine grosse Ersparnismöglichgewesen ,wennsie unsereMahnungenhin¬
sichtlich der freiwilligen Feuerwehren beachtet hätten .Wäre ein Einvernehmli

den
chesArbeitenvonstädtischerFeuerwehrundfreiwilligenFeuerwehrenermög¬
licht worden ,so hätte sich ein grosser Teil der Personalausgabenersparen
lassen .Sie habenabereiner freiwilligenFeuerwehrnachder anderendie
Feuerlöschberechtigung genommen .Wir müssen weiters fordern ,dass wenigstens

in denländlichenBezirkendie Fauerwehrmitder Bevölkerungfühlt undmit
bleibt .ihr imZysammenhang
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Der Redner bemängelt ferner ,dass die Ausgaben für die Richtigstellung der

Wählerlisten eine bedeutende Erhöhungerfahren haben .Wärendie Wählerlisten

nachFugundRechtangelegt worden ,blieben solche Ausgabenerspart .Indiesem
Zusammenhangbemerktder Redner ,dassdie Wahlin WähringimJahre1927höchst

unsauber war . Eskann daher niemand wundern ,wenn wir zu dieser Verwaltung kein
Vertrauenhaben .( Beifall bei derMinderheit ) .

St . R.Lindererwidert ,dass die freiwilligen FeuerwehrenderReformarbeit
im Feuerlöschwesen das vollste Verständnis entgegenbringen .DieGemeindewache

hat sich als sehr nützlich erwiesen . Wennsie einmalnicht mehreinPolitikum
seinwird ,wirdes keinenMenschenmehreinfallen ,sovielzureden .(Beifall).

ZudenPositionenderVerwaltungsgruppefür die städtischenUnterneh¬
mungenundzumKapitel Bilanz undBedeckungist kein Rednervorgemerkt .Die
Spezialdebatte über den Rechnungsabschluss ist somit beendet .Er wirdgeneh¬

migt .
Nunmehrschreitet der Gemeinderatan die ErledigungderTagesordnung.

EineReihevonAnträgenwerdenohneDebatteangenommeh.DannbeantragtSt . R.
Breitner ,die im15. periodischenBerichtenthaltenenZuschusskrelitegemäss
§ 102der Verfassungzur Kenntniszu nehmen .DieherkorstehhendstePostist
ein Zuschusskreditvon11 MillionenSchilling für das Wohnungswesen .DieAus¬
gaben von 76 Millionen Schilling erhöhen sich dadurch auf 87 Millionen Schil¬
ling .In den ersten Monatends . . warein schlechtes Bauwetter .Dannist aber

ein sehrgünstigesWettergekommen ,dasjetzt nochanhält .DieVerwaltungwurde
von allen Seiten gedrängt ,mit Rücksicht auf die allgemeine Lage auf demWoh¬

nungsmarktim Wohnbaukeine Unterbrechungeintreten zu lassen .DieVerwaltung
hat nun die Bauarbeiten soweit gesichert ,als es die Witterungsverhältnisse

zulassen .
DazunimmtGR. Dr . Wagner( . . )ausführlich Stellung .Er wirft der

Mehrheit vor ,dass mit demZuschusskredit für das Bauwesenein Verfassungsbrich
begangen werde .Anlässlich der Verhandlungen über die Verfassungsreform ,ver¬

weist die Opposition im Parlament immer darauf hin ,dass die Stütze ieder Oppo¬
sition die Verfassung ist . Wiesteht es nun mit der Verfassung hier imHause .

Die veranschlagten Ausgabenvon 76 Millionen Schilling werden um11Millionen
überschritten . DieseUeberschreitungsoll der Gemeinderatgemäss§ 102der

Verfassungzur Kenntnisnehmen .DieBestimmungendieses Paragraphenschreibenvo
dass sich die Gemeinderatsausschüsse an die Ansätze des Voranschlages zuhal¬

Das wichtigste aberist ,tenhaben.
dass der Ausschuss eine Ueberschreitung nur dann beschliessen darf ,wenndie
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Ausgabeundvermeidharist . Ichbestreitenun ,dassdieseAusgabeeinesolche
ist . DerAusschusshatsichmitdiesemZuschusskreditbereitsam21 .Oktober
beschäftigt . Damalshätte sich schonderGemeinderatmitderAngelegenheit
beschäftigen müssen ,damals hätte schon die Zustimmungdes Gemeinderatesein¬
geholt werdenmüssen . Dasist nicht geschehen ,sondernsie habensicheinen
Bruchder Verfassungzu schuldenkommenlassen . Mitden Bestimmungendes§
102wurdeeinfachein Missbrauchgetrieben ,wogegenwirdenschärfstenPro¬
test einlegenmüssen . DerRednerverweistdannauf die Wohnbauförderungdurch
öffentlicheMittel ,wobeier ausführt ,dassdie anderenLänderimGegensatz
zu Wien mit Steuermittel die private Bautätigkeit fördern .In Wien aber wird

durch diese Bindung von Steuergeldern die Wirtschaft ausgeblutet .Wirstehen

in dieser FrageamWendepunkt :DiesePolitik kannnicht weiter aufrechter¬
halten werden ,weil sonst das Gebäuderder ganzenWirtschaftzusammenstürzen
würde .( Beifall bei der . . )

GR .Zimmerl ( . . )führt aus ,dass er schon im Finanzausschuss um
einen Detailhachweis für den 11 Millionenzuschusskredit verlangt hat . Bis

heute aber wurde ein solcher nicht gegeben ,obwohl dieser Zuschusskredit

vor Wochenschonals eine unvorhergeseheneAusgabebehandeltwordenist .
Dieser Zuschusskredit dient nur dazu,umden Rechnungsabschlussum11Millio¬
nen ungünstiger zu beeinflussen .Dieser Zuschusskredit bedeutet einen Verfas¬

sungsbruch ,ist ein Missbrauch des Notverordnungsrechtes ,mit demSchindlu¬

der getrieben wird .( Beifall bei der . ) .

In seinemSchlusswortführt St . . Breitheraus ,dass sichGR. Dr.
Wagnerin einem Irrtum hinsichtlich der Bestimmungendes § 102befindet .
Wenn es sich um eine unvermeidbare Ausgabe handelt ,hat der Finanzreferent

das Recht ,diese zu genehmigen .Er mussdann demGemeinderatderüberperio¬
disch Bericht erstatten . Derzuständige Ausschuss hat denZuschusskredit
bereits beschlossen ,der Gemeinderat hat also nur den Bericht über dieZu¬
schusskredite zu genehmigen .Es ist eine selbstverständliche Pflicht ,dass
sich die Gemeinderatsausschüsse an die Ansätze des Voranschlages zu halten

haben . DieserZuschusskredit von 11 Millionen Schilling war aber notwendig ,

um der Gefahr zu entgehen ,die Bauten vorzeitig einstellen zu müssen .Die

Minderheitist damitvorkeinevollzogeneTatsachegestellt worden .Der
heutigeBerichtist schonder15 .in diesemJahr ,dafast jededritteWoche
dem Gemeinderat über die Zuschusskredite berichtet wird . Ueberdie Frage

der Beschaffung der Mittel bei dieser Gelegenheit einzugehen ,hätte keinen
Zweck ,Anlässlich der Behandlung des WVoranschlages wird diese Frage in der
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inderbreitestenWeiseerörtertwerden.St .. Breitnerersucht ,dieZuschuss¬
kreditezur Kenntniszunehmen. GR. Dr.

Gr . Dr .Wagner( . . )stellt in einer tatsächlichen Berichtigungfest
dassentsprechendderBestimmungdesArtikels102derStadtverfassungdieUn¬
vermeidbarkeitvonAusgabenbewiesenwerdenmuss ,wenndieKompetenzdesGe¬
meinderatsausschussesgegebenseinsoll .Sonstist dediglichderGemeinderat
füreineUeberschreitungzuständigwåsauchbeidenhierinFragekommen¬
denKreditderFallist !St. . Breitnerstellt zudieserBehauptungfest,dass
es vermeidbareUeberschreitungenüberhauptnihhtgibt ,dassheisst ,dasseine
Ueberschreitung ,wennsie vermeidbarist ,nicht erfolgendarf . Esist dassu¬
veräneRechtdesGemeinderateszubeurteilenobdieAuffassungvonderUnver¬
meidbarkeiteinerUeberschreitungdiezutreffendeist undwenneinmalderGe¬
meinderateinersolchenAuffassungdesFinanzreferentennichtzustimmensoll¬
te ,müssteer darausdie entsprechendenKonsequenzenziehen .

DieZuschusskreditewerdengemässdemReferentenantragangenommen.
GR. Grossberichtet über den Antrag ,bei einem Neubau in der Gold¬

schlaggassederUeberschreitungderzulässigenGeschosszahlinderGoldschlag¬
gasseumzweiStockwerkeundin derPelzgasseteils umein ,teils umzei
Stockwerke zuzustimmen .GR

GR .Millik( . . ) bemerkt,dieser Antraghätte vor 14Tagenbehandeltwer¬
densollen ,dannhätte es sich gezeigt ,dassnochgewaltigeAenderungenin
der Bauordnungnotwendigsind .Eshandeltsich hier umdenerstenprivaten
NeubauaufGrundderneuenBauordnungundfür diesenerstenNeubaumussnun
ein Ggmeinderatsbeschlusseingeholtwerden .DerBauwerberüberschreitetnämlich
inseinemProjektdievonunsmühsamabgerungeneHöhenochum ' 70Meter,
er verbaut ,währendim ersten Entwurfeine 5oprozentige Eenbauungvorgesehen
war ,zu72Prozentundnochimmerist es ihmnichtmöglichimParterreeinen
Wohnraumunterzubringen .In der Bauklasse3 umdie es sich hierhandelt ,
dürfennurdreiStöckwerkegebautwerdn ,derMannsolléStockwerkebauen.AntragWir werdendem zustimmen ,weil wirArbeitsgelegenheit
schaffenwollenaberes müssteeineVerordnungerlassenwerden ,dassderMa¬
gistrat unddie Baubehördendergleichen ZugeständnisseimeigenenWirkungs¬
kreis machenkünnen ,sonst erschlägt mandie private Bautätigkeit .

Der Referentenantrag wirdangenommen .
GR. Rausnitzreferiert über einen Antrag ,eine Kapitalserhöhungder

vereinigten Baustoffwerke . G .auf 2,750 . 000Schilling vorzunehmen .Eshandelt
sich darum ,dass 4 Unternehmungenzu einemeinzigen Unternehmen ,derWiener
Paustoffe . G.fussioniert wurden .DieseUnternehmunghat einenKapitalsbedarf
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bedarfvonetwaviereinhalbMillionenundbesitztnachderFussionierung
nur ein Aktienkapital von 762 . 000Schilling .Diese Finanzkonstruktion hatzur
Folge ,dass das Unternehmenmit Zinsenvonetwa150 . 000Schillingjährlich
belastet ist .EsmusstedasEigenkapitalwenigstensauf jene Höhegebracht
werden ,die notwendigist ,umdie Anlagewertedamitbedeckenzukönnen.

GR .Angermayer( . . )bemerkt ,die Kapitalerhöhunghabever amlemden
ZweckdieBankschulddesneugegründetenUnternehmensimBetragevon ' 6Millio¬
nen abzubauen .DerLeidtragendeist die GemeindeWien ,då sie für ihrKapital
keine Verzinsungbekommenwird .Es ändert sich aber an demgegenwärtigenZu¬

stande nichts ,da die Gemindeschon bisher für diese Bankschuldgarantiert
hatte .Aberdie finanzielle undwirtschaftliche Lagederzusammengeschlossenen
Unternehmungenist trötz der Kapitalserhöhungnicht gesichert ,da eineunbe¬
deckte Bankschuld von 650 . 000bis 700 . 000Schilling bestehen bleibt .Imnächs - ¬

auch
ten Jahre wird wahrscheinlich/eine Kapitalserhöhung nötig sein .Die Investi¬

tionspolitik der zusammengeschlossenen Unternehmungen war eine total verfehl¬
darumte und hat man mit schweren Lefiziten zu kämpfen .Der ursprüngliche

Zweckdieser in der Sozialisierungsperiode gegründeten Unternehmungen ,näm¬lich ein Preisregulator gegenüber der Privatindustrie zu sein ,ist nicht

erreicht worden ,ebensowenig der weitere Zweck ausschliesslich den Bedanf
der Gemeinde zu decken ,da ein Teil der Produktion die private Industrie
versorgt .Das ist unzulässig .Die Gemeinde darf unter keinen Umständen Betrie¬
be haben ,dié nicht nur der privaten Industrie die Gemeindeaufträge ent¬
ziehen sondern t auch der Privatindustrie Konkurrenz machen .Es handelt
si h hier um ein für die Steuerzahler sehr kpstspieliges Experimenh aus par¬
teipolitischen Gründen und dafüm sind wir für die Liquidierung aller dieser
Werke .WennSie die Liqmidierung nicht vornehmen ,tun Sie es unter Ihrer eige¬
nen Ver antwortung .Wirübernehmenkeine Verantwortungfür dieWeiterführung( Beifall bei der . L .

GR .Rausnitz stellt zunächst fest ,dass dås Werk bilanzmässig voll¬
kommenaktiv sei ,da die vorhandenen Vermögensstücke hinreichen ,umsämtliche
Verbindlichkeiten zu decken .Es besteht allerdings eine Passivitöt der Gebarung
die zum Teil darauf zurückzuführen ist ,dass die Unternehmungen von Haus aus
mit einem zugreingen Eigenkapital ausgestattet wurden und daher mit hohenZin¬
sen belastet sind ,die die Rentabilitüt ausserordentlich behindern .Es handelt
sich durchaus nicht um sozialisierte Unternehmungen ,eines der vier Unter¬

nehmangen ist nämlich die alte Wiener Baustoffe . . ,die noch von der früherer
ehrheit angekauft wurde .Es handelt sich hier lediglich um einen Versucht ,die

Gemeinde niht vollständig von fremden Lisferanten abhängig zu machen .Darum
ist es unrichtig zu sagen ,dass die Gemeinde prinzipiell solche Unternehmungen
nicht führen soll .

Die Kapitalserhöhung wirdbeschlossen .
Die Verhandlung wird abgebrochen .
Nächste Sitzung morgen 5 Uhr nachmittags mit der Fortsetzung der heu¬

tigen Tagesordnung .
Schkuss der Sitzung 21 ' 30Uhr .
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